Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3753 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen 

— Drucksachen 2255, 3643, ^ 3643, 1. und 2. Nachtrag 
zu 3643, 3741 — 


Berichterstatter: 

Senatör Dr. Klein 


Antrag des Ausschusses: 

Der Bunclesta.g wolle besdiließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 223. Sitzung am 4. Juli 
1957 beschlossene Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Regelung der Reditsverhaitmsse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen — Drucksachen 2255, 3643, zu 3643, 
1. und 2. Nachtrag izu 3643 — wdrd nada Maßgabe der in der 
Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Gcsdiäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuß beschlossen, daß im Deutsdien Bundestag über die 
Nr. 1, 2 und 3 gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 25. Juli 1957 


Der Vermittlimgsausschuß 

Kiesinger Dr. Klein 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 

fallenden Personen 


1. Artikel I Nr. 13 a- neu - (§ 15 Abs. 2) 

Nach Nr. 13 wird folgende neue Nr. 13 a 
eingefügt : 

,13 a. In § 15 Abs. 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

„Diese Planstellen gelten als Planstel- 
len in Mangelberufen im Sinne des § 14 
Abs. 2.“ ‘ 

2. Artikel I Nr. 14 (§ 16 Abs. 2) 

In § 16 Abs. 2 werden nach dem Wort 
„Laufbahn“ die Worte „bleiben für die An- 
wendung des Absatzes 1 außer Betracht und“ 
eingefügt. 

3. Artikel I Nr. 15 (§ 17 Abs. 1 — neu — ) 

In Artikel I Nr. 15 erhält Satz 2 folgende 
Fassung: 

,Es wird folgender neuer Absatz 1 eingefügt: 

„(1) In den Fällen des § 14 Abs. 2 Satz 1 
hat der Dienstherr für jede entgegen dieser 
Vorschrift nicht besetzte Planstelle (Stelle) 
den Betrag von viertausend Deutsche Mark 
zu zahlen. Dieser Betrag ist auch in den fol- 
genden Rechnungsjahren zu leisten, bis der 
In der Unterbringung entstandene Ausfall 
durch Besetzung einer anderen Planstelle 
(Stelle) mit einer an der Unterbringung teil- 
nehmenden oder auf den Pflichtanteil (§ 12) 
anrechenbaren Person ausgeglichen worden 
oder der Pflichtanteil erfüllt ist.“ ‘ 

4. Artikel I Nr. 19 (§ 20 Abs. 3) 

Der dem § 20 neu angefügte Absatz 3 
wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Dies gilt nicht, wenn nach gesetzlicher Vor- 
schrift oder nach Maßgabe des Ff au sh alt s- 


plans die Aufgaben, für die der Beschäftigte 

eingestellt worden ist, wegfallen.“ 

5. Artikel I Nr. 52 (§ 56 Abs. 3) 

Nr. 52 wird wie folgt gefaßt: 

,52. In § 56 wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Personen, die am 8. Mai 1945 ihr 
Amt oder Ihren Arbeitsplatz bei einer 
Dienststelle des Reichs oder des frühe- 
ren Landes Preußen oder der Reichs- 
hauptstadt Berlin In Berlin hatten oder 
von einer in Berlin gelegenen Kasse des 
Reichs, des früheren Landes Preußen 
oder der Reichshauptstadt Berlin Ver- 
sorgungsbezüge erhielten, können nach 
den von den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen zu erlassenden 
Richtlinien Unterstützungen gewährt 
werden, wenn sie am 1. Januar 1955 in 
Berlin oder seinen Randgebieten Ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
hatten und nach diesem Gesetz Versor- 
gungsansprüche nicht geltend machen 
können.“ ‘ 

6. Artikel IX Abs. 1 Nr. 10 

In Absatz 1 Nr. 10 

a) werden die Worte „Nr. 4 bis 7“ ersetzt 
durch die Worte „Nr. 4 bis 6“; 

b) werden nach der Zahl „28“ die Worte 
„(ausgenommen Buchstabe a Satz 1)“ ein- 
gefügt; 

c) werden die Zahl „73,“ und nach den 
Worten „Artikel II Abs. 24,“ die Zahl 
„26,“ gestrichen. 
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